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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland
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1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 28.11.1998

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 05.08.1999

3. Instanz

Datum 07.09.2000

Auf die Revision des KlÃ¤gers wird das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 5. August 1999 aufgehoben, soweit mit ihm hÃ¶here
Arbeitslosenhilfe fÃ¼r die Zeit vom 16. September bis 31. Dezember 1997
abgelehnt worden ist, und die Sache insoweit zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das Landessozialgericht zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Im Streit ist (nur noch) die Zahlung hÃ¶herer Arbeitslosenhilfe (Alhi) fÃ¼r die Zeit
vom 16. September 1997 bis 31. Dezember 1997.

Der am 28. August 1941 geborene KlÃ¤ger war von 1977 bis zum 30. Juni 1994 als
Kraftfahrer bei den britischen StationierungsstreitkrÃ¤ften beschÃ¤ftigt. Seit Juli
1994 bezog er von der Beklagten Arbeitslosengeld (Alg) und im AnschluÃ� daran
Alhi. Daneben erhielt er eine Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe nach dem Tarifvertrag vom
31. August 1971 zur sozialen Sicherung der Arbeitnehmer bei den
StationierungsstreitkrÃ¤ften im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland (TV
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SozSich). Der TV SozSich war von der Bundesrepublik Deutschland im
Einvernehmen mit den obersten BehÃ¶rden der StationierungsstreitkrÃ¤fte mit den
zustÃ¤ndigen Gewerkschaften abgeschlossen worden.

Der KlÃ¤ger beantragte am 27. August 1997 die Wiederbewilligung von Alhi fÃ¼r
den am 16. September 1997 beginnenden neuen Bewilligungszeitraum. Die
Beklagte bewilligte ihm diese daraufhin lediglich in HÃ¶he von 100,32 DM
wÃ¶chentlich (Bescheid vom Oktober 1997). Zuvor war dem KlÃ¤ger bis 15.
September 1997 Alhi in HÃ¶he von 342,60 DM wÃ¶chentlich bewilligt worden. Die
Beklagte berÃ¼cksichtigte nunmehr die dem KlÃ¤ger gezahlte
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe in HÃ¶he von 239,29 DM wÃ¶chentlich als Einkommen.
Den Widerspruch wies die Beklagte zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom 25.
Februar 1998). Klage und Berufung blieben erfolglos (Urteil des Sozialgerichts (SG)
Dortmund vom 28. September 1998; Urteil des Landessozialgerichts (LSG)
Nordrhein-Westfalen vom 5. August 1999). Zur BegrÃ¼ndung seiner Entscheidung
hat das LSG ausgefÃ¼hrt, seit der Ã�nderung des Â§ 138 Abs 3 Nr 4
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) durch das ArbeitsfÃ¶rderungs-Reformgesetz
(AFRG) ab 1. April 1997 sei die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe als Einkommen auf die
Alhi anzurechnen. Die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe werde nicht â�� wie die
Neuregelung des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG voraussetze â�� "aufgrund" bundes- oder
landesgesetzlicher Vorschriften gezahlt, sondern nach dem einschlÃ¤gigen
Tarifvertrag. Zwar wÃ¼rden auch TarifvertrÃ¤ge Rechtsnormen im materiellen
Sinne darstellen und kÃ¶nnten in einem weiteren Sinne als Gesetz oder gesetzliche
Regelung betrachtet werden. Allerdings sei Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG unter
Zugrundelegung der gesetzgeberischen Motive so auszulegen, daÃ� mit dem Begriff
bundes- und landesgesetzliche Vorschriften nur formelle, durch Parlamente
erlassene Gesetze gemeint seien. Der KlÃ¤ger erfÃ¼lle nicht die Voraussetzungen
der Ã�bergangsvorschrift des Â§ 242x Abs 7 AFG fÃ¼r die weitere Anwendung von 
Â§ 138

Abs 3 Nr 4 AFG aF. Die Alhi werde auch nicht von der Eigentumsgarantie des Art 14
Grundgesetz (GG) erfaÃ�t. Ein VerstoÃ� gegen das Sozialstaatsprinzip des Art 20
Abs 1 GG liege nicht vor, weil dem KlÃ¤ger jedenfalls der Anspruch auf Sozialhilfe
erhalten bleibe.

Mit seiner Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger eine Verletzung des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 und Nr
6 AFG sowie des Â§ 242x Abs 7 AFG iVm Art 3, 9 und 20 GG. Im Rahmen des Â§ 138
Abs 3 Nr 4 AFG kÃ¶nne ein bundeseinheitlicher Tarifvertrag, der von der
Bundesrepublik Deutschland selbst geschlossen werde, nicht anders behandelt
werden als eine gesetzliche Vorschrift der Bundesrepublik Deutschland. Ziel des
Gesetzgebers sei es gewesen, mit der Ã�nderung des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG zu
verhindern, daÃ� private Arbeitgeber zu Lasten der Ã¶ffentlichen Hand
Nettolohngarantievereinbarungen abschlÃ¶ssen. Weder sei aber im TV SozSich eine
Nettolohngarantie vereinbart worden, noch sei die Bundesrepublik insofern ein
privater Arbeitgeber. Vielmehr seien Gesetzgeber und Tarifvertragspartei hier
ebenso identisch wie die Geldquelle, aus der Alhi und Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe
bezahlt wÃ¼rden, weil beide Leistungen vom Bund getragen und aus Steuermitteln
finanziert wÃ¼rden. Die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe werde auch zum Ausgleich eines
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Schadens iS des Â§ 138 Abs 3 Nr 6 AFG gezahlt und sei deshalb privilegiertes
Einkommen. Hier werde eine Abfindung lediglich in Form der
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe als Dauerleistung gewÃ¤hrt, weshalb die
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe auch unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung (Art
3 GG) nicht anders behandelt werden dÃ¼rfe als eine einmalig gezahlte Abfindung. 
Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG greife insbesondere iVm der Ã�bergangsregelung des Â§
242x Abs 7 AFG in unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�iger Weise zu Lasten der Versicherten in
einen geschÃ¼tzten Vertrauenstatbestand ein. Die in der Norm liegende unechte
RÃ¼ckwirkung sei aufgrund der Schwere des Eingriffs (HÃ¶he der KÃ¼rzung der
Alhi) nicht durch Ã¼bergeordnete Interessen hinreichend gerechtfertigt gewesen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
die Beklagte unter Ã�nderung des LSG- und SG-Urteils sowie des Bescheides vom
Oktober 1997 Ã¼ber die Bewilligung von Arbeitslosenhilfe ab 16. September 1997
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25. Februar 1998 zu verurteilen,
ihm hÃ¶here Arbeitslosenhilfe ohne BerÃ¼cksichtigung der
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe als Einkommen fÃ¼r die Zeit vom 16. September bis 31.
Dezember 1997 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie weist darauf hin, daÃ� mit der Neuregelung des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG
beabsichtigt gewesen sei, nunmehr lediglich Leistungen zu privilegieren, die
aufgrund formeller Gesetze gewÃ¤hrt wÃ¼rden. Der Tarifvertrag stelle daher keine
gesetzliche Vorschrift iS des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG dar. Der Anspruch auf
AnschluÃ�-Alhi unterliege nicht der Eigentumsgarantie des Art 14 GG, weil diese
Leistung aus Steuermitteln finanziert werde. Dem Gesetzgeber stehe â�� auch nach
der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) â�� deshalb ein weiter
Gestaltungsspielraum zu, der hier nicht Ã¼berschritten worden sei. Auch das
Sozialstaatsprinzip des Art 20 Abs 1 GG sei nicht verletzt, denn dem KlÃ¤ger stehe
der Zugang zu dem System der Sozialhilfe weiterhin offen. Mit Stichtagsregelungen
wie hier Â§Â§ 242x Abs 7 AFG iVm 242x Abs 3 Satz 1 Nr 2 AFG seien
notwendigerweise HÃ¤rten verbunden.

II

1. Die Revision ist im Sinne der Aufhebung und ZurÃ¼ckverweisung begrÃ¼ndet
(Â§ 170 Abs 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)). Das LSG hat den
Privilegierungstatbestand des Â§ 11 Satz 1 Nr 6 der Arbeitslosenhilfe-Verordnung
(AlhiV) vom 7. August 1974 (in Kraft seit 1. September 1974, hier idF, die Â§ 11
durch die 4. Verordnung zur Ã�nderung der AlhiV vom 27. Juni 1995, BGBl I 902,
erhalten hat) nicht zugunsten des KlÃ¤gers angewandt. Bei der dem KlÃ¤ger
gewÃ¤hrten Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe handelt es sich aber um eine aus sozialen
GrÃ¼nden gewÃ¤hrte Zuwendung aus Ã¶ffentlichen Mitteln iS des Â§ 11 Satz 1 Nr 6
AlhiV. Jedoch ist mangels ausreichender tatsÃ¤chlicher Feststellungen des LSG
keine Entscheidung darÃ¼ber mÃ¶glich, ob aus der Anwendbarkeit des Â§ 11 Satz
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1 Nr 6 AlhiV zugunsten des KlÃ¤gers eine hÃ¶here Alhi resultiert, als sie von der
Beklagten bewilligt worden ist.

Gegenstand des Revisionsverfahrens ist aufgrund der in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung erklÃ¤rten BeschrÃ¤nkung der Revision nur noch die GewÃ¤hrung
hÃ¶herer Alhi fÃ¼r die Zeit vom 16. September 1997 bis 31. Dezember 1997
(Bewilligungsbescheid wohl vom 6. Oktober 1997 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25. Februar 1998). HierÃ¼ber ist auf die vom KlÃ¤ger
erhobene kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs 1 und Abs 4
SGG) zu befinden. Allerdings sind im Hinblick auf Â§ 139a Abs 2 AFG alle
Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Alhi dem Grunde und der HÃ¶he nach
ohne Bindung an die frÃ¼here Bewilligung zu prÃ¼fen (vgl zuletzt Urteil des Senats
vom 27. Juli 2000 â�� B 7 AL 42/99 R -, zur VerÃ¶ffentlichung vorgesehen).

Dies bedeutet, daÃ� nicht nur Ã¼ber einzelne Berechnungselemente, insbesondere
â�� wie vorliegend â�� Ã¼ber die BerÃ¼cksichtigung der Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe
bei der BedÃ¼rftigkeit, zu entscheiden ist, sondern der dem KlÃ¤ger zustehende
Alhi-Zahlbetrag nach Bemessungsentgelt (Arbeitsentgelt) iS des Â§ 136 Abs 2 AFG
(und Â§ 136 Abs 2b AFG), Leistungsgruppe (Â§Â§ 136 Abs 3 Satz 2, 111 Abs 2
SÃ¤tze 2 bis 6 AFG, Â§ 134 Abs 4 Satz 1 AFG iVm Â§ 113 AFG),
Nettolohnersatzquote (Â§ 136 Abs 1 AFG) und zu berÃ¼cksichtigendem Einkommen
(Â§ 134 Abs 1 Satz 1 Nr 4 AFG iVm Â§Â§ 137, 138 AFG) zu ermitteln ist (vgl nur BSG 
SozR 3-4100 Â§ 138 Nr 13 S 72). Das Urteil des LSG enthÃ¤lt insoweit
ausschlieÃ�lich AusfÃ¼hrungen und tatsÃ¤chliche Feststellungen zur Beurteilung
des Â§ 138 Abs 3 AFG betreffend die BerÃ¼cksichtigung der
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe als Einkommen.

Der HÃ¶henstreit im sozialgerichtlichen Verfahren ist aber grundsÃ¤tzlich keiner
gesonderten Entscheidung Ã¼ber einzelne Berechnungselemente zugÃ¤nglich, wie
sie Â§ 113 Abs 2 Satz 2 Verwaltungsgerichtsordnung fÃ¼r das
verwaltungsgerichtliche Verfahren erÃ¶ffnet (BSG SozR 3-4100 Â§ 138 Nr 13 S 72; 
SozR 3-4100 Â§ 138 Nr 10 S 54). Ob allerdings die Ansicht aufrechterhalten bleiben
kann, daÃ� ein Grundurteil bei einem HÃ¶henstreit gemÃ¤Ã� Â§ 130 SGG, also eine
Verurteilung zu einer hÃ¶heren Leistung dem Grunde nach, unzulÃ¤ssig ist (so BSG 
SozR 3-4100 Â§ 138 Nr 10 S 54; aA BSG SozR 2200 Â§ 1241 Nr 22 S 78; zum
Problem vgl auch BSG SozR 3-4100 Â§ 138 Nr 13 S 72 und SozR 4100 Â§ 138 Nr 14
S 52 f), bedarf keiner Entscheidung. Denn die sonstigen Voraussetzungen fÃ¼r ein
Grundurteil â�� bei Annahme seiner ZulÃ¤ssigkeit auch im HÃ¶henstreit â�� liegen
hier nicht vor (vgl zu den Voraussetzungen eines Grundurteils: BSG SozR 3-1500 Â§
141 Nr 8 mwN; BSGE 66, 44, 47 mwN = SozR 5795 Â§ 7 Nr 1; Pawlak in Hennig,
SGG, Stand Juli 1999, RdNrn 56 ff zu Â§ 130); die tatsÃ¤chlichen Feststellungen des
LSG ermÃ¶glichen auch keine hinreichend sichere Aussage darÃ¼ber, ob dem
Grunde nach ein Anspruch auf hÃ¶here Leistung zu bejahen ist.

2. Im Ergebnis hat das LSG zu Unrecht entschieden, daÃ� die dem KlÃ¤ger gezahlte
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe im Rahmen der BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung als Einkommen
zu berÃ¼cksichtigen ist. Dies beurteilt sich nach Â§ 138 Abs 3 AFG (hier idF, die Â§
138 durch das AFRG vom 24. MÃ¤rz 1997, BGBl I 594, in Kraft seit 1. April 1997,
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erhalten hat) und nach Â§ 11 Satz 1 Nr 6 AlhiV. Nach Â§ 138 Abs 3 AFG (vgl seit 1.
Januar 1998 Â§ 194 Abs 3 Sozialgesetzbuch â�� ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III))
gelten ua nicht als Einkommen:

â�� Leistungen, die nach bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften unter
Anrechnung der Alhi gewÃ¤hrt werden (Nr 4; vgl seit 1. Januar 1998 Â§ 194 Abs 3 Nr
5 SGB III) â�� im folgenden unter 3 â��

â�� Leistungen zum Ausgleich eines Schadens, soweit sie fÃ¼r entgangenes oder
entgehendes Einkommen oder fÃ¼r den Verlust gesetzlicher UnterhaltsansprÃ¼che
gewÃ¤hrt werden (Nr 6; vgl seit 1. Januar 1998 Â§ 194 Abs 3 Nr 7 SGB III) â�� im
folgenden unter 4 â��

â�� â�¦ Zuwendungen, â�¦ die ein Dritter zur ErgÃ¤nzung der Alhi gewÃ¤hrt, ohne
dazu rechtlich oder sittlich verpflichtet zu sein (Nr 7; vgl seit 1. Januar 1998 Â§ 194
Abs 3 Nr 8 SGB III) â�� im folgenden unter 5 â��

AuÃ�er den in Â§ 138 Abs 3 AFG genannten Einkommen gelten gemÃ¤Ã� Â§ 11 Satz
1 AlhiV iVm Â§ 138 Abs 4 AFG ua nicht als Einkommen

die aus sittlichen oder sozialen GrÃ¼nden gewÃ¤hrten Zuwendungen aus
Ã¶ffentlichen Mitteln, insbesondere solche, die wegen BedÃ¼rftigkeit an besonders
verdiente Personen oder KÃ¼nstler oder deren Hinterbliebene gewÃ¤hrt werden (Nr
6; vor Ã�nderung durch die 3. Verordnung zur Ã�nderung der AlhiV vom 10.
Oktober 1990, BGBl I 2171 Nr 8; zur Weitergeltung der AlhiV ab 1. Januar 1998 Art
81 und 82 AFRG) â�� im folgenden unter 6 â��

3. Es spricht vieles dafÃ¼r, daÃ� die Voraussetzungen des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG
nicht vorliegen. Dabei kann dahinstehen â�� was fÃ¼r die am Rechtsstreit
Beteiligten weitgehend im Vordergrund stand -, ob Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG durch das
AFRG mit Wirkung zum 1. April 1997 tatsÃ¤chlich zum Nachteil des KlÃ¤gers
geÃ¤ndert worden ist. Eine solche nachteilige GesetzesÃ¤nderung des Â§ 138 Abs 3
Nr 4 AFG wurde von der Beklagten und den Vorinstanzen darin gesehen, daÃ�
nunmehr nur noch Leistungen "nach bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften"
privilegiert werden sollten und die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe eben nicht nach
bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften im Sinne dieser Norm, sondern
aufgrund eines "Tarifvertrags" gewÃ¤hrt werde.

Vorliegend ist indes die Anwendung des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG aF in der Zeit vor
dem 1. April 1997 schon deshalb zweifelhaft, weil es sich bei der dem KlÃ¤ger
gewÃ¤hrten Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe entgegen der Auffassung der Beklagten wohl
von vornherein nicht um eine Leistung gehandelt hat, die "unter Anrechnung der
Alhi" gewÃ¤hrt wurde. Denn die Anrechnung der Alhi auf die
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe wÃ¼rde voraussetzen, daÃ� die
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe dem EmpfÃ¤nger dem Grunde und der HÃ¶he nach
zunÃ¤chst ohne RÃ¼cksicht auf einen Bezug von Alhi zustÃ¼nde (vgl Burger, Der
Einkommensbegriff im Ã¶ffentlichen Schuldrecht, 1991, S 182), also â�� was auch
die GesetzesbegrÃ¼ndung zur Ã�nderung des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG (vgl BT-

                             5 / 12

https://dejure.org/gesetze/AFG/138.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/194.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/194.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/194.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/194.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/194.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/138.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/138.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%201990,%202171
https://dejure.org/gesetze/AFRG/81.html
https://dejure.org/gesetze/AFRG/81.html
https://dejure.org/gesetze/AFRG/82.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/138.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/138.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/138.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/138.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/138.html
https://dejure.org/gesetze/AFG/138.html
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drucks%2013/4941#Seite=240


 

Drucks 13/4941, S 240 zu Nr 25, BT-Drucks 13/5676, S 6 zu Nr 18, BT-Drucks
13/5730, S 3 zu Nr 18) voraussetzt â�� durch den Schuldner ein Mindestbetrag
garantiert wird, der sich jeweils um den Alhi-Betrag reduzieren wÃ¼rde.
Voraussetzung dafÃ¼r, daÃ� die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe "unter Anrechnung der
Alhi" iS des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG (alter wie neuer Fassung) gezahlt wird, wÃ¤re
mithin, daÃ� ein bestimmter, geschuldeter Betrag X an Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe
jeweils um die real gezahlte Alhi reduziert wÃ¼rde, ohne daÃ� sich hinsichtlich des
garantierten Gesamtbetrags (als jeweiliger Summe aus Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe
und Alhi) eine Ã�nderung ergibt. Gerade dies dÃ¼rfte jedoch nach Â§ 4 Nrn 1 und 2
TV SozSich nicht der Fall sein.

Nach Â§ 4 Nr 1 Buchst b TV SozSich, dessen Geltungsbereich sich Ã¼ber den Bezirk
eines Berufungsgerichts hinaus erstreckt und der mithin entweder als Tarifvertrag
gemÃ¤Ã� Â§ 162 SGG bzw als Formularvertrag (vgl BSG, Urteil vom 8. Februar
1996, 11 RAr 61/95, â�� unverÃ¶ffentlicht -, mwN) in vollem Umfang der
Ã�berprÃ¼fung durch das Revisionsgericht unterliegt, wird
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe gezahlt zu den Leistungen der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit
(BA) aus AnlaÃ� von Arbeitslosigkeit oder beruflichen BildungsmaÃ�nahmen
(Alg/Alhi, Unterhaltsgeld (Uhg)). Nach Â§ 4 Nr 2 Buchst a Abs 1 TV SozSich wird die
Ã�berbrÃ¼kkungsbeihilfe zu den Leistungen der BA (Nr 1 Buchst b) "in den FÃ¤llen
des Â§ 44 Abs 4, der Â§Â§ 115, 121, 123, 126, 233 Abs 2 AFG nach dem
ungekÃ¼rzten Alg bzw Uhg berechnet; entsprechendes gilt fÃ¼r die Alhi". Dies
zeigt, daÃ� Â§ 4 Nr 1 und Nr 2 TV SozSich keine Anrechnungsnormen im soeben
aufgezeigten Sinn enthalten (ebenso das Bundesarbeitsgericht (BAG), Urteil vom 1.
Oktober 1998 â�� 6 AZR 228/97 -, AP Nr 6 zu Â§ 42 TVAL II = NZA 1999, 495, 496).
Eine Anrechnungsnorm findet sich vielmehr erst in Â§ 5 TV SozSich, der
ausdrÃ¼cklich normiert, welche anderen Leistungen als gerade die nach Â§ 4 Nr 1
auf die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe anzurechnen sind. DarÃ¼ber hinaus ist nach Â§ 4
Nr 2 Buchst a Abs 2 TV SozSich fÃ¼r FÃ¤lle eines wegen BedÃ¼rftigkeit fehlenden
Alhi-Anspruchs geregelt, daÃ� nur die zuvor zum Alg gezahlte
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe innerhalb des Anspruchszeitraums nach Â§ 4 Nr 5 TV
SozSich insgesamt bis zur Dauer von 52 Wochen â�� lÃ¤ngstens jedoch bis zum
Ablauf des Anspruchszeitraums â�� weitergezahlt wird. Aus dem
Gesamtzusammenhang der Regelungen des TV SozSich ergibt sich mithin, daÃ� es
bereits vor der Ã�nderung des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG zum 1. April 1997 Ã¤uÃ�erst
zweifelhaft gewesen sein dÃ¼rfte, ob die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe als Leistung, die
unter Anrechnung der Alhi gewÃ¤hrt wird, privilegiert war.

Dieser Umstand dÃ¼rfte auch ein Grund fÃ¼r die Redaktionsbesprechung vom 14.
und 15. April 1971 in Bonn zwischen Vertretern des Bundes einerseits und
Vertretern der DGB-Gewerkschaften sowie der Deutschen Angestelltengewerkschaft
andererseits Ã¼ber den TV SozSich vom 31. August 1971 gewesen sein, deren
Niederschrift das Bundesministerium der Finanzen (BMF) dem Senat zugÃ¤nglich
gemacht hat. Danach hat sich das BMF verpflichtet, den Gewerkschaften eine
schriftliche BestÃ¤tigung der ErklÃ¤rung des Vertreters des zustÃ¤ndigen
Bundesressorts zu Ã¼bermitteln, daÃ� die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe keine
Anrechnung auf das Alg oder die Alhi finde. Die Problematik der Frage, ob die
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Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe unter den Privilegierungstatbestand des Â§ 138 Abs 3 Nr
4 AFG aF fÃ¤llt â�� die AlhiV war zu diesem Zeitpunkt noch nicht erlassen -, war den
Vertragsparteien offenbar bewuÃ�t.

DaÃ� die Beklagte in der Folgezeit Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG bis zur
GesetzesÃ¤nderung durch das AFRG zum 1. April 1997 wohl entsprechend dieser
Niederschrift vom 14./15. April 1971 ausgelegt hat, Ã¤ndert nichts an der soeben
aufgezeigten Zweifelhaftigkeit der Rechtslage bereits zu Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG aF.
Dies gilt um so mehr, als die GesetzesÃ¤nderung damit begrÃ¼ndet wurde, daÃ�
die Leistung der aus Steuermitteln des Bundes finanzierten Alhi nicht mehr
vertretbar sei, soweit der Arbeitslose auf andere Weise, zB durch eine
Nettolohngarantie seines frÃ¼heren Arbeitgebers, gesichert sei (BT-Drucks
13/4941, S 240 zu Nr 25). Eine Mindestentgeltgarantie sieht aber die
Bundesrepublik Deutschland in den vertraglichen Regelungen des Tarifvertrags vom
31. August 1971 selbst nicht (vgl das beim BAG anhÃ¤ngige Revisionsverfahren 6
AZR 420/99). Die Bejahung einer Mindestentgeltgarantie wÃ¼rde ohnedies dazu
fÃ¼hren, daÃ� letztlich Alhi Ã¼berhaupt nicht mehr und nur noch
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe zu zahlen wÃ¤re (vgl aber die damit unvereinbare
Regelung des Â§ 4 Nr 4 Buchst b TV SozSich). Dann aber dÃ¼rfte sich die Frage
nicht mehr stellen, ob Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG in der ab 1. April 1997 geÃ¤nderten
Form trotz der BeschrÃ¤nkung auf Leistungen, die nach bundes- oder
landesgesetzlichen Vorschriften gewÃ¤hrt werden, nach Sinn und Zweck der
Neuregelung weiterhin die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe erfaÃ�t, die unmittelbar zu
Lasten des Bundeshaushalts gezahlt und die jeweils im Haushaltsplan des Bundes,
also in einem formellen Gesetz (vgl Art 110 Abs 2 GG), ausgeworfen wird. WÃ¤re
schon Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG aF nicht einschlÃ¤gig, so wÃ¼rde sich weiterhin die
Frage nicht stellen, inwiefern Â§ 242x Abs 7 iVm Abs 3 Satz 1 Nrn 2 und 3 AFG als
Ã�bergangsvorschrift die Rechte des erst nach dem dort vorgesehenen Stichtag â��
14. Februar 1941 â�� geborenen KlÃ¤gers in unzulÃ¤ssiger Weise einschrÃ¤nkte.

4. Die Voraussetzungen des Â§ 138 Abs 3 Nr 6 AFG fÃ¼r eine Privilegierung der
Ã�berbrÃ¼kkungsbeihilfe liegen entgegen der Ansicht des KlÃ¤gers nicht vor. Nicht
als Einkommen gelten nach Â§ 138 Abs 3 Nr 6 AFG Leistungen zum Ausgleich eines
Schadens, soweit sie nicht fÃ¼r entgangenes oder entgehendes Einkommen oder
fÃ¼r den Verlust gesetzlicher UnterhaltsansprÃ¼che gewÃ¤hrt werden. Die
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe wird hingegen zum Ausgleich fÃ¼r entgangenes oder
entgehendes Einkommen gewÃ¤hrt. Die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe soll â�� befristet
oder unbefristet â�� zusammen mit sonstigen EinkÃ¼nften (Arbeitsentgelte,
bestimmte Lohnersatzleistungen) zunÃ¤chst EinkÃ¼nfte in der HÃ¶he, wie sie im
fortbestehenden ArbeitsverhÃ¤ltnis als GrundvergÃ¼tung bezogen worden wÃ¤ren,
und nach Ablauf eines Jahres in geringfÃ¼gig verminderter HÃ¶he gewÃ¤hrleisten
(BAG, Urteil vom 1. Oktober 1998 â�� 6 AZR 228/97 -, AP Nr 6 zu Â§ 42 TVAL II = 
NZA 1999, 495, 497; Urteil vom 20. Mai 1999 â�� 6 AZR 451/97 -, AP Nr 7 zu Â§ 42
TVAL II = NZA 1999, 1342, 1343). Dies zeigt sich insbesondere daran, daÃ� sich die
HÃ¶he der Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe aus dem Unterschied zwischen bestimmten
ProzentsÃ¤tzen einer Bemessungsgrundlage (Â§ 4 Nr 3 TV SozSich) und den in Â§ 4
Nrn 1 und 2 genannten EinkÃ¼nften (also auch Alg bzw Alhi) des entlassenen
Arbeitnehmers ergibt (Â§ 4 Nr 4 TV SozSich). Damit orientiert sich die HÃ¶he der
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Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe an der GrundvergÃ¼tung fÃ¼r die vertragliche
regelmÃ¤Ã�ige Arbeitszeit eines Kalendermonats im Zeitpunkt der Entlassung (Â§ 4
Nr 3 Buchst a TV SozSich; vgl BAG, Urteil vom 23. Februar 1995 â�� 6 AZR 615/94 -,
AP Nr 5 zu Â§ 42 TVAL II = NZA 1996, 98, 99).

5. Bei der Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe handelt es sich auch nicht um privilegiertes
Einkommen iS des Â§ 138 Abs 3 Nr 7 AFG. Nach dieser Norm sind abzusetzen
UnterstÃ¼tzungen aufgrund eigener Vorsorge fÃ¼r den Fall der Arbeitslosigkeit und
Zuwendungen, die die freie Wohlfahrtspflege oder die ein Dritter zur ErgÃ¤nzung
der Alhi gewÃ¤hrt, ohne dazu rechtlich oder sittlich verpflichtet zu sein. Es kann hier
dahinstehen, ob es sich bei der Ã�berbrÃ¼kkungsbeihilfe Ã¼berhaupt um eine
Zuwendung handelt, die zur ErgÃ¤nzung der Alhi gewÃ¤hrt wird (vgl nur Â§ 4 Nr 2
Buchst a Abs 2 TV SozSich). Jedenfalls wird sie von einem Dritten, der
Bundesrepublik Deutschland, aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung gewÃ¤hrt.
Ob dabei die Voraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch auf Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe
nach dem TV SozSich vorlagen und inwieweit dieser Vertrag zulÃ¤ssigerweise eine
solche Leistung Ã¼berhaupt regeln durfte, ist hierbei ohne Belang. Es genÃ¼gt im
Rahmen des Â§ 138 Abs 3 Nr 7 AFG, daÃ� die Leistung aus der Sicht des Schuldners
zur ErfÃ¼llung einer rechtlichen Verpflichtung erbracht worden ist. Schon dann fehlt
es an der Freiwilligkeit, die die Regelung hinsichtlich der LeistungsgewÃ¤hrung
voraussetzt.

6. Allerdings greift zugunsten des KlÃ¤gers der neben Â§ 138 Abs 3 AFG
anwendbare Â§ 11 Satz 1 Nr 6 AlhiV ein. Zwar handelt es sich bei der
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe nicht um die in dieser Norm ausdrÃ¼cklich genannten
Zuwendungen, die wegen BedÃ¼rftigkeit an besonders verdiente Personen oder
KÃ¼nstler oder deren Hinterbliebene gewÃ¤hrt werden (vgl hierzu auch Â§ 3 Nrn 20
und 43 Einkommensteuergesetz). Jedoch macht bereits die Formulierung des Â§ 11
Satz 1 Nr 6 AFG ("insbesondere") deutlich, daÃ� es sich um eine lediglich
exemplarische und keinesfalls abschlieÃ�ende AufzÃ¤hlung von aus sittlichen oder
sozialen GrÃ¼nden gewÃ¤hrten Zuwendungen aus Ã¶ffentlichen Mitteln handelt.
Die dem KlÃ¤ger aufgrund des TV SozSich gezahlte Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe
erfÃ¼llt ebenfalls die allgemeinen Voraussetzungen dieser Norm fÃ¼r eine
Privilegierung. Die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe wurde zunÃ¤chst aus sozialen
GrÃ¼nden gezahlt (siehe sogleich unter a). Sie wurde auch aus Ã¶ffentlichen
Mitteln iS des Â§ 11 Satz 1 Nr 6 AlhiV gewÃ¤hrt (vgl unter b). SchlieÃ�lich bestehen
weder aus dem Gesamtzusammenhang und der Systematik der gesetzlichen

Vorschriften Ã¼ber die Anrechnung von Einkommen auf die Alhi noch aus
Gesichtspunkten hÃ¶herrangigen Rechts Bedenken gegen eine Anwendung des
Privilegierungstatbestands des Â§ 11 Satz 1 Nr 6 AlhiV auf die
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe (vgl unter c).

a) Die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe wurde aus sozialen GrÃ¼nden gezahlt. Dies macht
die Zielsetzung der aufgrund des TV SozSich gezahlten Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe
unter BerÃ¼cksichtigung der historischen Entwicklung deutlich. Der KlÃ¤ger
gehÃ¶rt zur Gruppe der bei den auslÃ¤ndischen StreitkrÃ¤ften beschÃ¤ftigten
Arbeitnehmer, deren Rechtsstellung und Arbeitsbedingungen nach dem Ende des
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Zweiten Weltkriegs besondere Ausgestaltungen erfahren haben. FÃ¼r die
Bundesrepublik Deutschland ohne West-Berlin galten hierbei Regelungen des
Abkommens zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrages Ã¼ber die
Rechtsstellung ihrer Truppen (NATO-Truppenstatut (NATOTrStat) vom 19. Juni 1951)
und des Zusatzabkommens zu dem Abkommen zwischen den Parteien des
NATOTrStat hinsichtlich der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten
auslÃ¤ndischen Truppen vom 3. August 1959 (NATOTrStatZAbk). Obwohl
Arbeitgeber der bei den fremden StreitmÃ¤chten beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer der
jeweilige Entsendestaat war und ist (BAG, Urteil vom 1. Oktober 1998 â�� 6 AZR
228/97 -, AP Nr 6 zu Â§ 42 TVAL II = NZA 1999, 495, 496; Beschluss vom 9. Februar
1993 â�� 1 ABR 43/92 -, AP Nr 17 zu Art 56 NATOTrStatZAbk mwN), obliegt es nach
Â§ 56 Abs 5 NATOTrStatZAbk den deutschen BehÃ¶rden, im Einvernehmen mit den
BehÃ¶rden einer Truppe oder eines zivilen Gefolges die als Grundlage fÃ¼r die
einzelnen ArbeitsvertrÃ¤ge dienenden Arbeitsbedingungen, einschlieÃ�lich der
LÃ¶hne, der GehÃ¤lter und der Einreihung der einzelnen TÃ¤tigkeitsarten in Lohn-
und Gehaltsgruppen, festzusetzen, TarifvertrÃ¤ge abzuschlieÃ�en und das
Entlohnungsverfahren zu regeln. Trotz fehlender Arbeitgebereigenschaft und damit
TariffÃ¤higkeit iS des Â§ 2 Tarifvertragsgesetz war damit der Bundesrepublik
Deutschland die TarifzustÃ¤ndigkeit zum AbschluÃ� von TarifvertrÃ¤gen
zugestanden worden (Marschall in MÃ¼nchener Handbuch zum Arbeitsrecht, Band
2, 1993, Â§ 166 RdNr 13; BAG, Urteil vom 1. Oktober 1998 â�� 6 AZR 228/97 -, AP
Nr 6 zu Â§ 42 TVAL II = NZA 1999, 495, 496). Die Bundesrepublik Deutschland trat
gegenÃ¼ber den Arbeitnehmern hinsichtlich der Lohn- und Gehaltszahlungen
lediglich in Vorleistung, und die StationierungsstreitkrÃ¤fte erstatteten ihr die
verauslagten Summen (Volk, Die Rechtsstellung der deutschen ZivilbeschÃ¤ftigten
bei den StationierungsstreitkrÃ¤ften im Bundesgebiet und bei den alliierten
StreitkrÃ¤ften in West-Berlin, 1972, S 229 ff). Bei Rechtsstreitigkeiten waren die
Klagen statt gegen den Arbeitgeber gegen die Bundesrepublik zu richten (Art 56
Abs 8 NATOTrStatZAbk).

Vor diesem Hintergrund sind auch die Regelungen des TV SozSich zu sehen. Das
BAG hat diesen Vertrag ebenfalls als wirksamen Tarifvertrag in Anwendung der
Regelung zur TariffÃ¤higkeit und TarifzustÃ¤ndigkeit nach dem NATOTrStatZAbk
angesehen (BAG, Urteil vom 5. September 1990 â�� 4 AZR 11/90 -,
unverÃ¶ffentlicht; Urteil vom 1. Oktober 1998 â�� 6 AZR 228/97 -, AP Nr 6 zu Â§ 42
TVAL II = NZA 1999, 495 ff; Urteil vom 20. Mai 1999 â�� 6 AZR 451/97 -, AP Nr 7 zu
Â§ 42 TVAL II = NZA 1999, 1342 ff; Urteil vom 5. April 1999 â�� 6 AZR 56/98 -, AP
Nr 1 zu Â§ 16 TVAL II). Ob dem zu folgen ist, ist nicht entscheidungserheblich.
Jedenfalls sollte mit dem TV SozSich und der darin geregelten Leistung der
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe der besonderen sozialen Situation der bei den fremden
StreitmÃ¤chten beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer Rechnung getragen werden. Denn zu
den EigentÃ¼mlichkeiten dieser Arbeitnehmer gehÃ¶rt es, entsprechend den
wechselnden militÃ¤rischen Erfordernissen beweglich sein und bleiben zu mÃ¼ssen
(vgl Wargin in dem vom BMF dem Senat Ã¼bermittelten Bulletin vom 23. Oktober
1971). Diese AbhÃ¤ngigkeit von militÃ¤rischen Erfordernissen bringt fÃ¼r die
Arbeitnehmer, insbesondere wenn sie lange bei den Alliierten beschÃ¤ftigt waren,
eine nicht kalkulierbare UngewiÃ�heit mit sich, weil sie nicht voraussehen kÃ¶nnen,
ob und wann ihr Arbeitseinsatz infolge von Umorganisation aus militÃ¤rischen
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GrÃ¼nden wegfÃ¤llt. Mit dem TV SozSich wurde ein Instrumentarium geschaffen,
das neben den bereits bestehenden MÃ¶glichkeiten des AFG den besonderen
Belangen dieses Personenkreises Rechnung tragen sollte (Wargin, aaO). Der TV
SozSich findet seine Rechtfertigung darin, daÃ� den ArbeitsverhÃ¤ltnissen bei der
auslÃ¤ndischen militÃ¤rischen Truppe bzw einem militÃ¤rischen Gefolge ein
Moment der UngewiÃ�heit eigen ist, das bei anderen ArbeitsverhÃ¤ltnissen in
diesem AusmaÃ� nicht besteht. Die MaÃ�nahmen des TV SozSich â�� und
insbesondere die GewÃ¤hrung von Ã�berbrÃ¼kkungsbeihilfe â�� wurden als
geeignet angesehen, einen Ausgleich zu gewÃ¤hrleisten, wenn im Einzelfall eine
soziale HÃ¤rte auftreten sollte (Wargin, aaO). Die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe nach
dem TV SozSich wurde also aus sozialen GrÃ¼nden iS des Â§ 11 Satz 1 Nr 6 AlhiV
gezahlt.

b) Die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe wurde auch aus Ã¶ffentlichen Mitteln im Sinne
dieser Vorschrift gewÃ¤hrt, ohne daÃ� es einer genaueren Umschreibung dieser
Voraussetzung bedÃ¼rfte, denn die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe wurde in der
Bundesrepublik Deutschland â�� selbst wenn sie (formal) fÃ¼r den jeweiligen
Entsendestaat geleistet wurde â�� nach einer Verbalnote des AuswÃ¤rtigen Amtes
vom 3. September 1971 immer aus Haushaltsmitteln des Bundes gezahlt und im
InnenverhÃ¤ltnis zu den StationierungsmÃ¤chten auch vom Bund selbst getragen.
Die Leistungen wurden zudem jÃ¤hrlich in den Bundeshaushaltsplan aufgenommen.
Schon vor AbschluÃ� des TV SozSich im Jahre 1971 hat das BMF â�� wie bereits
oben unter 3 ausgefÃ¼hrt â�� den Gewerkschaften zugesagt, daÃ� die
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe weder auf das Alg noch auf die Alhi angerechnet werde.
DaÃ� es sich damit bei der Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe dem Wortlaut des Â§ 11 Satz 1
Nr 6 AlhiV entsprechend um Zuwendungen aus Ã¶ffentlichen Mitteln handelt,
unterliegt keinen Zweifeln.

c) Einer Subsumtion der Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe nach dem TV SozSich unter die
Norm des Â§ 11 Satz 1 Nr 6 AlhiV kann weder entgegengehalten werden, daÃ� Â§
11 Satz 1 Nr 6 AlhiV nicht neben Â§ 138 Abs 3 AFG Anwendung finden kÃ¶nne,
noch, daÃ� die Regelung nicht ermÃ¤chtigungskonform sei bzw es an einer
hinreichenden ErmÃ¤chtigung iS des Art 80 Abs 1 GG fehle. Vielmehr fÃ¼gt sich Â§
11 Satz 1 Nr 6 AlhiV nahtlos in die Gesamtsystematik des Â§ 138 Abs 3 AFG und die
dieser Gesamtsystematik folgenden Regelungen des Â§ 11 AlhiV ein. Gerade wegen
der in Â§ 138 Abs 3 AFG erkennbaren Systematik ist schlieÃ�lich auch den
Voraussetzungen des Art 80 Abs 1 Satz 2 GG (Bestimmtheitsgebot hinsichtlich der
ErmÃ¤chtigungsnorm) genÃ¼gt, weil sich aus dem Gesetz selbst ermitteln lÃ¤Ã�t,
welches vom Gesetzgeber normierte Programm durch die Verordnung erreicht
werden soll (vgl zu dieser Voraussetzung: Bauer in Dreier, Grundgesetz, Band 2,
1998 RdNrn 29 ff zu Art 80 mwN; LÃ¼cke in Sachs, Grundgesetz, 1996, RdNrn 21 ff
zu Art 80 mwN).

138 Abs 3 AFG verfolgt bei der Privilegierung bestimmter Einkommen
unterschiedliche Ziele. So geht es zum einen darum, bestimmte zweckgebundene
Leistungen nicht durch BerÃ¼cksichtigung bei der BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung zu
entwerten (Nrn 1, 2, 3, 3a und 8; vgl auch Â§ 11 Satz 1 Nrn 1 und 4 AlhiV). Bei
anderen Regelungen ist der Entstehungsgrund (Schadensausgleich) fÃ¼r die
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NichtberÃ¼cksichtigung maÃ�geblich (Nrn 5 und 6; vgl auch Â§ 11 Satz 1 Nr 2
AlhiV). Durch eine weitere Gruppe der PrivilegierungstatbestÃ¤nde soll eine
unzumutbare Belastung Dritter verhindert werden (Nrn 9 und 10; vgl auch Â§ 11
Satz 1 Nrn 5 und 7 AlhiV). SchlieÃ�lich handelt es sich bei einer vierten Kategorie
um konkurrierende, aber aus verschiedenen GrÃ¼nden als mit der GewÃ¤hrung
von Alhi vereinbar (kompatibel) zu bewertende andere Hilfeleistungen, wie etwa
Leistungen aufgrund von Eigenvorsorge (Nr 7; vgl auch Â§ 11 Satz 1 Nr 3 und Satz 2
AlhiV), aufgrund freiwilliger fremder Hilfe (Nr 7) bzw aufgrund ausdrÃ¼cklicher
bundes- oder landesgesetzlicher Regelung (Nr 4). Letztere Regelung, deren
Anwendung auf die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe â�� wie oben unter Nr 3 bereits
ausgefÃ¼hrt â�� zweifelhaft ist, folgt spÃ¤testens seit 1. April 1997 erkennbar dem
allgemeinen Gesichtspunkt, daÃ� der Staat nicht mit der einen Hand etwas nehmen
darf, was er zuvor mit der anderen Hand gegeben bzw zugestanden hat.

In dieses Schema fÃ¼gt sich Â§ 11 Satz 1 Nr 6 AlhiV, der nicht als generelle
Auffangnorm fÃ¼r alle denkbaren Sozialleistungen verstanden werden kann, ohne
weiteres ein. Nach Â§ 11 Satz 1 Nr 6 AlhiV sind nur solche Sozialleistungen
privilegiert, die nach Entstehungsgrund und Zweckbestimmung oder Ã�bung
vereinbar mit Sinn und Zweck der Sozialleistung Alhi, also "alhi-kompatibel", sind
und die folglich nach der soeben aufgezeigten Gesetzessystematik bei der
PrÃ¼fung der BedÃ¼rftigkeit unberÃ¼cksichtigt bleiben sollen. Diese
Voraussetzung der "Alhi-KompatibilitÃ¤t" ist fÃ¼r die Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe
erfÃ¼llt, die aufgrund der besonderen Bedarfssituation der bei den fremden
StreitmÃ¤chten beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer vom Bund gezahlt und von diesem
â�� wie oben unter 3 ausgefÃ¼hrt â�� von Anfang an als nicht schÃ¤dlich fÃ¼r die
GewÃ¤hrung von Alhi bezeichnet worden ist, wobei der Bund â�� wenn auch
rechtlich zweifelhaft â�� eine NichtberÃ¼cksichtigung der Ã�berbrÃ¼kkungsbeihilfe
im Rahmen des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG zugesagt hat. Diese durch den TrÃ¤ger der
Alhi (Â§ 188 AFG) erteilte Zusage wurde spÃ¤ter durch das Inkrafttreten der AlhiV
am 1. September 1974 gewissermaÃ�en legalisiert. Im Ã¼brigen folgt auch die
Regelung der mit Wirkung ab Januar 1998 in Kraft getretenen Nr 8 des Â§ 11 Satz 1
AlhiV diesem Gesichtspunkt der Alhi-KompatibilitÃ¤t anderer Zuwendungen aus
Ã¶ffentlichen Mitteln. Danach werden bestimmte Ã�bergangsbeihilfen, die
Arbeitnehmern der Eisen- und Stahlindustrie von ihren Arbeitgebern gezahlt
werden, nur als privilegiertes Einkommen bezeichnet, soweit dem Unternehmer die
gewÃ¤hrte Ã�bergangsbeihilfe von der BA erstattet wird.

Einer Auslegung des Â§ 11 Satz 1 Nr 6 AlhiV im bezeichneten Sinne steht auch nicht
die Ã�nderung des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG durch das AFRG zum 1. April 1997
entgegen. Zum einen stehen die in Â§ 138 Abs 3 AFG und in Â§ 11 AlhiV im
einzelnen aufgefÃ¼hrten PrivilegierungstatbestÃ¤nde schon nach dem Wortlaut
dergestalt nebeneinander, daÃ� grundsÃ¤tzlich mehrere dieser TatbestÃ¤nde
gleichzeitig erfÃ¼llt sein kÃ¶nnen. Zum anderen macht gerade die
GesetzesÃ¤nderung des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG deutlich, daÃ� die
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe von Â§ 11 Satz 1 Nr 6 AlhiV erfaÃ�t werden muÃ�. Mit der
GesetzesÃ¤nderung sollte nÃ¤mlich nur eine Kostenbelastung des Bundes
zugunsten eines Dritten verhindert werden, der eigentlich einen "Gesamtbetrag"
â�� wenn auch unter Anrechnung gezahlter Alhi â�� garantiert hat (vgl hierzu nur 
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BT-Drucks 13/4941, S 240 zu Â§ 138). Vorliegend wollte der Bund allerdings von
Anfang an Alhi und Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe nebeneinander zahlen, so daÃ� sich
eine unbillige Belastung des Bundes gerade nicht ergibt. Dies gilt um so mehr, als
durch die Ã�nderung des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG keine Entlastung des "Dritten"
eintreten sollte, sondern eine entsprechende Mehrbelastung des Dritten durch die
Entlastung des Bundeshaushaltes bezweckt war. Diese Mehrbelastung trÃ¤fe
allerdings dieselbe juristische Person, die sich gleichwohl weigert, die
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe entsprechend aufzustocken.

Der Auslegung des Â§ 11 Satz 1 Nr 6 AlhiV im bezeichneten Sinn steht schlieÃ�lich
nicht entgegen, daÃ� der parlamentarische StaatssekretÃ¤r GÃ¼nther am 19.
Dezember 1996 auf eine Frage des Abgeordneten Ostertag die Meinung vertreten
hat, daÃ� "die Ã�berbrÃ¼kkungsbeihilfe nach Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG in der durch
das AFRG vorgesehenen Fassung im Rahmen der BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung bei der
Alhi als Einkommen zu berÃ¼cksichtigen sei" (BT-Drucks 13/6665, S 34 zu Nr 71).
Insoweit handelt es sich nur um eine Rechtsansicht, die weder im Gesetzeswortlaut
noch in den GesetzesbegrÃ¼ndungen ihren Niederschlag gefunden hat. Abgesehen
davon, daÃ� die Anwendung des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG auf die
Ã�berbrÃ¼ckungsbeihilfe ohnedies zweifelhaft war, hÃ¤tte es einer
ausdrÃ¼cklichen Ã�nderung des Â§ 11 Satz 1 Nr 6 AlhiV bedurft, wenn mit der
Ã�nderung des Â§ 138 Abs 3 Nr 4 AFG zugleich auch die Anwendung des Â§ 11 Satz
1 Nr 6 AlhiV hÃ¤tte ausgeschlossen werden sollen. Dies ist indes nicht geschehen.

7. Das LSG wird nach der ZurÃ¼ckverweisung der Sache die HÃ¶he der Alhi einer
genauen Ã�berprÃ¼fung zuzufÃ¼hren haben, wobei es nicht nur das
Bemessungsentgelt (ggf unter Anwendung des Â§ 136 Abs 2 Satz 2 AFG) nach Lohn-
und Zeitfaktor genau zu bestimmen hat, sondern auch die maÃ�gebliche
Steuerklasse und die Nettolohnersatzquote sowie das Vorhandensein von sonstigem
Einkommen oder VermÃ¶gen zu ermitteln bzw festzustellen hat. Das LSG wird auch
abschlieÃ�end Ã¼ber die Kosten des Revisionsverfahrens zu befinden haben.

Erstellt am: 29.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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